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Stimmen aus Ubersee über
die Nngerecktigkeit der Bnt -

waffnuno Deutschlands
Aus Kairo wird uns geschrieben :
Der angesehene italienische in Alexandrien erscheinende

„Messaggero Egiziano " ist ein Blatt streng nationaler
Richtung , das der italienischen faszistischen Partei ziem -
lich nahe steht, dem man also sicherlich weder Defaitismus
noch übertrieben deutschfreundliche Gesinnung vorwerfen
kann. Umso beachtenswerter ist ein in der vorigen Woche
in dieser Zeitung unter der Überschrift „La Pace dl Por -
senna" erschienener Artikel, der mit großer Schärfe ge-
gen die Drangsalierung Deutschlands in der Entwass-
«uugsfrage Stellung nimmt.

Der Artikel beginnt mit folgender Einleitung von un -
verkennbarer Ironie : „Es gibt wieder einmal einen
neuen Bericht des Marschalls Foch über die Entwaffnung
Deutschlands, oder richtiger gesagt, einen Bericht gegen
Deutschland, das nicht in dem im Vertrage von Ver-
failles vorgesehenen Maße und gemäß den Interpret »-
tionen der zahlreichen Klauseln dieses Vertrages ent -
waffne. Der Marschall muß offenbar ein immenses Tat -
sachenmaterial gesammelt haben, mit dem er den Nach -
weis führen will, daß Deutschland sich anschicke , sein
furchtbares Heer wiederherzustellen.

"
Nach dieser ironischen Einleitung führt der Verfasser

des Artikels zwei französische Schriftsteller als Zeugen
für die Härte , Ungerechtigkeit und Heuchelei der Deutsch-
land im Versailler Vertrag auferlegten Bedingungen an .
Er erinnert zunächst daran , wie der Franzose Beule , In -
nenminister im Ministerium Macmahon , vor einem hal-
den Jahrhundert in einer Abhandlung über die durch
den Etruskerkönig Porsenna den Römern auferlegte Be-
dingung , Eisen nur noch für Ackerbauzwecke zu verwen-
dm. mit schöner Entrüstung ausgerufen habe . „Wie ! Die
Waffen ausliefern, alles Eisen , das man zur Berteidi-
gung besitzt , in Spaten und Pflüge umwandeln (wie
sehr erinnert das an die Umwqndlung der deutschen
Waffenfabriken nach den Bedingungen des Vertrages
von Versailles !) ! Welche Bedingung kann härter sein,
welches Unterlassungsgebot erniedrigender ! Der Berfas-
ser fügt mit Recht hinzu : „Die den Deutschen in Verfall-
les aufgelegten Bedingungen haben eine starke Familien -
Verwandtschaft mit den Bedingungen Porsennas .

"
Der zweite .Franzose, auf den der „Messaggero Egi -

ziano" sich beruft , ist Herr Alice Ebray , dessen kürzlich
erschienenes Werk „La paix malpropre " sich in seinem 14.
Abschn. mit Teil V des Versailler Vertrages beschäftigt ,
der die Deutschland auferlegten Abrüftungsbestimmun-
gen enthält . Der „Messaggero Egiziano" stimmt durch -
aus '.nit der Auffassung Ebray 's überein , daß dieser
Teil des Versailler Vertrags in vollem Widerspruch
stünde zum 4 . Punkt des Wilsonprogramms, daß er aber
außerdem eine Heuchelei darstelle, denn die Ententemächte
hätten nie daran gedacht , sich selbst an die einleitenden
Bestimmungen dieses Teils zu halten , welche die deutsche
Abrüstung als den Vorläufer einer allgemeinen Ab -
rüstuug bezeichnet. Diese Heuchelei sei aber auch eine
politische Dummheit, denn sie gebe Deutschland das Recht,
sich von den Abrüstungsbestimmungen los zu sagen, wenn
der andere Teil sein Versprechen uicht innehalte. Es liegt
aber auf der Hand, daß tatsächlich dies Versprechen nicht
gehalten würde , vor allem nicht von Frankreich, das mit
seiner jährlichen Ausgabe von 5 Milliarden für Heeres-
zwecke stärker gerüstet und militaristischer sei, als jemals
zuvor.

Eine kaum geringere Heuchelei werde mit dem Sicher -
heitsproblem getrieben. Der gesunde Menschenverstand
müsse doch zu dem Schlüsse kommen, daß die Sicherheit ?-
frage vor allen Dingen zugunsten der Nationen gelöst
werden müsse , die entwaffnet worden seien . Merkwür -
digerweise aber sei das Gegenteil der Fall , denn der Ruf
nach Sicherheit erschalle am lautesten und häufigste» aus
den Ländern , die am stärksten gerüstet seien, nämlich auK
Frankreich und Polen .

*
Aus Bangkok wird weiter geschrieben:
Der Pariser „Gaulois " hatte vor einiger Zeit einen

Artikel mit ganz unsinnige^ Verdächtigungen über
dunkle deutsche Pläne in Siam veröffentlicht , und dieser
von einem Herrn de Pouwourville , der früher einmal —
bor einem Menschenalter — in Siam gelebt hat , verfaßte
Artikel , ist von der führenden Zeitung Französtfch-Hin -

terindiens „L 'Eveil Economique" durch deren Redakteur
Cucherousset wiedergegeben worden.

Die hiesige englische „Bangkok Times " hat sich nun
über die Phantasie des Herrn de Pouvourville und die
anscheinende Gutgläubigkeit — es dürsten aber andere
Motive maßgebend gewesen sein — des Herrn Cucher¬
ousset mit Recht weidlich lustig gemacht . Das Blatt sagt
ironisch, es empfinde Mitleid mit dem armen Cucherouf-
fei , dessen Haare zu Berge standen und dessen Glieder
vor Schreck eiskalt wurden, als er die „Enthüllungen "
Pouvourvilles zu Gesicht bekam.

Diese Enthüllungen sind aber wirklich beängstigend !
Was doch die verwünschten Deutschen schon wieder für
weitgehende wirtschaftliche Pläne hegen und welche mili -
tärischen und politischen Verschwörungen sie anzetteln !
Nach Pouvourville hat nämlich Deutschland von Siam ein
Monopol gefordert und erreicht, durch das es die Schis-
fahrt auf den Flüssen im ganzen siamesischen Reich in
seine Hand bekommt . Außerdem hat Siam , zweifellos
mit deutscher Hilfe, ein gewaltiges Heer von 400 000
Mann, dem 4000 Flugzeuge zur Verfügung stehen, auf
die Beine gebracht , das Französisch -Jndochina bedroht .
Der „Gaulois " bringt auch „authentische Photographien "
bei. auf denen siamesische Truppenmassen im Gebiete des
Mekong-Flusses zu sehen seien . Als Quelle für seine be-
ängstigenden Entdeckungen gibt Herr de Pouvourville
„eine unserer größten Schiffahrtsgesellschaften" an .

Ein einziger von der „Bangkok Times " geführter Be-
weis tut dar . wie faulig und trübe diese Quelle ist . Die
„authentischen" Photographien von den siamesischen
Truppenmassen sind in Wirklichkeit Photographien der
anamitischen Truppen in Französisch -Jndochina , die von
französische« Offizieren befehligt iverdeti . Alle anderen
Behauptungen sind natürlich ebenso erlogen : weder hat
Deutschland ein Flußschiffahrtsmonopol in Siam ver -
langt oder erhalten , noch verfügt Siam über eine Ar -
mee von Hunderttausenden von Soldaten .

Sind nun diese Lügen nichts als ein, allerdings reich-
lich unpassender Aprilscherz ? O nein, sie beruhen auf
kleinlichen und gemeinen Motiven . Die Franzosen , die
auch schon vor dem Weltkriege in kommerzieller Bezie»
hung , im Gegensatz zu de« Engländern , überall sehr klein-
lich und „futterneidisch"

, waren schon damals immer wü-
tend , weil Deutschland in Siam . das die Franzosen
„ tunisieren " wollten, am Außenhandel stärker beteiligt
war , als irgendeine andere Macht . Sie fürchten, daß
Deutschlands wirtschaftliche Stellung in Siam wieder
erstarken könnte und deshalb erfinden sie Lügen , um
Siam drohe« zu können — wie es in dem Artikel des
„Gaulois " auch geschehen ist — im Falle von Konzessiv -
nen an Deutschland den Siamesen alle Rechte und Vor-
teile auf dem Mekong , einem „französischen Flusse"

, wie
Pouvourville betont, entziehen zu können . Die „Bang -
kok Times " spottet ein wenig derb aber recht witzig:
„Frankreich will auf den Mekong Steuern erheben für
aus dem Flusse geschöpftes Wasser , einerlei ob es trink -
bar ist oder -nicht, für Bäder im Flusse und sogar von
den Sia Siamesen „qui feront pipi dans le Mekong ".

Von der Kleinlichkeit abgesehen steckt aber hinter der
Hetzerei auch der Eigennutz. Die Schisfahrtsgesellschast,
auf die sich Pouvourville beruft, ist nach der „Bangkok
Times " zweifellos die „Messageries slnviales com -
pagnie "

, die ein Monopol auf dem Mekong-Flusse für
lange Zest anstrebt, um möglichst hohe Frachten und
Taxen herausschlagen zu können . Die „Bangkok Times "
meint , daß der eingeborenen Bevölkerung ein deutsches
Protektorat wahrscheinlich noch angenehmer sein würde ,
als die Aussaugung durch die erwähnte französische
Schisfahrtsgesellschast.

Der preußische Landtag , der am Mittwach Äber den Etat
deS 'Ministeriums des Innern verhandelte , brach die Bera¬
tung db und li-eß eine achttägige Pcvujse eintreten . Er tritt am
23 . Juni wieder zusmmnen und wivd dann als erster Punkt
der Tagesordnung über den Antrag auf Gewöhnung einer
Beamtenbeihilfe von 100 Mark beraten .

Preußen und die Getreidezölle . Laut „Voss . Zeit .
" beriet

das Preußische StaatSministerium darüber . in welchem Sinne
die preußischen Minffteri « lftkwme<n im ReichSrat filr die
Abstimmung Wer die kleine ZolltarifSvovIage zu instruieren
seien . Wie das Blatt zu melden weiß , entschied man sich für
Ablehnung der Mindestzölle für Getreide . Dagegen will Preu -
ßen für BerhandlungszSlle entveten , und zwar sotten , an Stelle
der bisher geltenden autonomen Zollsätze von Mk . 7 .— für
Roggen und Mk . 7 .20 für Weizen Höchstzölle von Mk . 3 .—
für Roggen und Mk . 3.60 für Wsize » auf dem BerocdniungS -
wege festgesetzt werden .

Die Isbrtsusendkeler des IKbeinlandes
Beginn der Offizielle» Feierlichkeiten in Düsseldorf

In Düsseldorf haben am heutigen Donnerstag die offiztel -len Feterl,chketteu des Rheinlandes begonnen . Der preußisch«
Ministerpräsident Braun hielt bei dem großen Festakt de»
ProvinzraUandtage » in der Tonhalle eine Rede , in der enu . a . die Bedeutung der doppelten Feier hervorhob , die di«
Bevölkerung des Rhemlandes begehe, nämlich die Jahrtau .
sendfeier und die hundertjährige Wiederkehr der Neuvereini -
gung de» Rheinlande « mit Preußen . Redner führte dabei
auS . daß der junge Freistaat Preußen diesen Tag der Wie -
dervereinigung nicht vorübergehen lassen könne , ohne der Tat -
fachen zu gedenken , daß da» Rheinland doch auch preußische »
Gebiet sei . Die Bürde de» Leids habe das rheinische Boll
letztens Endes für Me im nichtbesetzten Vaterland getragenund daher habe das Rheinland ein doppeltes Anrecht , seinen
Einfluß im politischen Leben Preußens geltend zu machen .
Weiterhin stattete der Ministerpräsident einen von Herzenkommenden Dank der Bergarbeiterschaft ab , wobei er der
schweren Katastrophen der letzten Jahre gedachte. Der Reo -
ner gedachte d» weiteren der unvergleichlichen KulturhShede» Rheinlande ». Der Zusammenschluß des Westen » mit den,
Osten befruchte Prsußen stärker al » oft erkannt werde . Nach
einem Hinblick auf die die oft. und westpreußischen Brüder
und deren warme Anteilnahme für die Rheinländer , schlofc
er : Indem ich mich mit dem gesamten deutschen Volk die»-
seitS und jenseits des Rheinlande » einig weiß , möge da »
rheinische Volk bald wieder ein volle» freies Volk sein .

Eine ReichSkanzlerrede
Reichskanzler Dr . Luther führte in einer Rede u . a . aus :
Much jetzt noch lastet auf dem Rheinland die ganze Schwere

einer fremden Besatzung . Die Politik der RckchSvegierung
demgegenüber ist durch ' die Natur der Dinge Kar vorgezeich .
net . Sie zielt dahin , dem Rheinland die Freiheit und ganz
Deutschland und ganz Europa den wirklichen Frieden zu ver-
Mitteln . Auf Grund der Regelung der Londoner Kvnfevenz
und der Feststellung der Repavationskommission . daß Deutsch ,
land seine Verpflichtungen ordnungsmäßig erfüllt hat , ürnir
kein Zweifel bestehen , daß das seit dem 11 . Januar 1923 b«.
fetzte Ruhrgebiet und die Städte Düsseldorf und Duisburg
spätesten » am 16 . August d ». I » . geräumt werden.

Der Standpunkt der Reichsregierung , daß die nördliche
Rheinlandzone gemäß den Vorschriften des Vertrage » von
Versailles am 7 . Januar 1925 hätte geräumt werden müssen ,
ist und bleibt unverändert . Die Note der Alliierte « ,
die nach vielen Erinnerungen endlich am 4. Juni eintraf , be>
weist geradezu , daß die Entwaffnung Deutschlands tatsächlich
durchgeführt ist . Unbefangene Äußerungen berufener Auslän -
der Haiben dieses Urteil oft bestätigt . Vielen unbegreiflich und
mit jeder objektiven Würdigung der Tatsachen in Widerspruch
ist die Behauptung der Entwaffnungsnote , daß die Gesamtheit
der Verstöße Deutschland », fall » nicht schnell Abhilfe geschaffen ,
werde , der deutschen Regierung späterhin die Aufstellung eine »
einheitlichen , den Gedanken des Volkes in Waffen verwirk -
lichenden Hoeee » ermöglichen werden . Selbstverständlich werde »»
gleichwohl alle berechtigten Ausstände , die sich als solche erwei¬
sen, auf das schleunigste nachgeholt werden . Forderung « ,
deren Begründung im geltenden Recht sich nicht al » gegeben
erweisen , oder die über den genehmigten Zustand hinausgehen ,
können nicht anerkannt werden . Manche Forderungen sind
uns unverständlich oder betreffen offensichtlich nicht den Zu -
stand unserer Entwaffnung , sondern sind geeignet , unsere
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sehr schwer zu schädigen. Für
noch andere Forderungen behält sich die Note selbst die ab -
schließenden Mitteilungen vor .

Nach all diesen Richtungen wird die Reichsregierung , sobald
die Prüfung der Note abgeschlossen ist, mit den alliierten Re -
gierungen in Verbindung treten .

Eine Kundgebung des Reichspräsidenten
Der Reichspräsident hat eine Kundgebung an die rheinisch «

Bevölkerung erfassen , in der es heißt : Die ganze lebendige
Kraft , die heute das Rheinland in Wirtschaft und Kultur
entfaltet , gründet sich auf die Leistungen der Vorfahren ,
welche während eines Zeitraumes , der länger als ein Jahr -
tausend gewährt hat . In all dieser Zeit hat das Rheinland
al » Grenzmark immer wieder die Stürme der Weltgeschichte
über sich hinbrausen lassen müssen . So ist da» Volk entstcm »
den , das trotz aller Hingabe an die Güter der Kultur und
an eine gesunde Fröhlichkeit doch den echten vaterländischen
Ernst und die politische Stärke in sich entwickelt hat , die auch
die schwere Not der Gegenwart zu bestehen vermag . Kraftvoll
und treu hat das Rheinland in schweren Tagen an seiner
geschichtlich gewordenen Verbindung mit Preußen in seinem
Zusammenhang mit dem großen deutschen Vaterland sestgz-
halten . Das ganze deutsche Volk dankt den Rheinländern für
diese Ausdauer und diese Hingabe an die große Sache de»
Vaterlande ».

Der bayerische Landtag beschäftigte sich am Mittwoch mit
dem Gesetzentwurf der Änderung der Paragraphen 26 , 41
und 70 der Verfassung , sowie des Gesetzes über den Staat ».
Gerichtshof ( Mißbrauch der Abgeordneteneigenschaft) . In dsn
namentlichen Abstimmungen wurde der Gesetzentwurf mit 98.
gegen 5 Stimmen anyenomen . Er hat damit die fürlitF Ver¬
fassung ändernden Gesetze notwendige zwei Drittel Mehrheit
der gesetzlichen Mitgliedergahl erhalten .



' Deutscher "Reicfoataö
" MTB . Berlin , 17. Juni ,

Erüffnun « der Sitzung 2% Uhr . Ohne Debatte nimmt da ?
HauS m allen drei Lesungen einen Gesetzentwurf über die
Hinausschiebung der BermöHenSsteuervorauSzahlungen an .
Danach werden die Borauszahlungen auf die Vermögens -
steuer, die am IS . Mai fällig waren , bis zum 16.. August
1826 ausgesetzt .

Darauf tritt das Haus in die Beratung der sozia ! demokra-
tische,» Interpellation ein , die sich gegen

das bayerische Konkl rdat
wendet und in dem Konkordat »ine Verletzung der Reichsver -
fassung erblickt . ,

Abg . Sänge « (© .) begründet die Interpellation . Die So «
zialdemokraten bekämpfen das Konkordat nicht nur , weil es
gegen die Verfassung verstoße , sondern auch aus politischen
und nationalen Gründen , auch weil in ihm die Freiheit der
v«rfassungÄie >benden Lehrer beseitigt wird . Der Redner fragt
die Regierung , wann ein ReichÄkonkordat komMen werde . Bei
der Schaffung dieses Reichskonkordates würden wahrscheinlich
Differenzen mit dem bayerische» Konkordat entstehen .

Staatssekretär Zweiger : Die Trennung von Staat und
Kirche sei für die großen Religionsgesellschaften in der Reichs»
Verfassung nicht durchgeführt worden . Die Kirchengemein «
schaft hätten vielmehr in erster Linie die Stellung von öf-
fentlich - rechtlichen Körperschaften . Die «bayerische StaatSre -
gierung habe entsprechend einer früheren Zusage das Kon-
kordat vor seiner Unterzeichnung der Reichsregierung vorge-
legt . Der damalige Reichskanzler habe noch Prüfung der Vor -
-läge im Einverständnis mit dem damaligen Innen » und Ju¬
stizministerium namens der Reichsregierung erklärt , daß ge.
en den Entwurf des Konkordates auf Grund der Reichsver -
assung Einwendungen nicht erhoben werden konnten ( Hört ,
Tri, links ) . ES handle sich bei dem Konkordat auch nicht um

einen Vorstoß gegen Art . 79 der Reichsverfassung , der den
Vertragsabschluß mit auswärtigen Staaten dem Reiche vor-
behält . Der päpstliche Stuhl sei kein auswärtiger Staat im
Sinne dieses Artikels ( Zustimmung rechts) . Der Regierung ^
Vertreter weist dann noch darauf hin , daß in den bayerischen
Verträgen der evangelischen Kirche die gleichen Rechte zuge »
billigt seien , wie der katholischen.

Abg. Wallraf (Dntl . ) erklärt namens der Deutfchnationa -
len , daß in dem Konkordat eine Verletzung der ReichSverfas»
sung mcht erblickt werden könne.

Namens des Zentrums erklärt Abg . Dr . Bell : Zur Förde -
rung des Reichsgedankens und zum Schutze der Reichsver -
sassung ist es Von wesentlicher Bedeutung , daß die den Län-
vern verbliobenen Rechte nicht angetastet werden . Das zu-
ständige Reichsministerium ist zur Bejahung der verfassungs -
rechtlichen Zuständigkeit und der Zulässigkeit des Konkordates
gelangt . Die Erziehungsberechtigten haben verfassungsrecht -
liehen Anspruch darauf , daß von den Lehrern der Unterricht
im Geiste des Bekenntnisses erteilt wird . Wir begrüßen das
Konkordat.

Abg . Dr . Kahl ($ >89®.) erklärt , daß sich in Bayern gegen
aS Konkordat selbst SBibida ? Konkordat fe erspruch erhoben habe . Da ? sei ge-

schichtlich zu verstehen . Der Redner erklärte , daß , wenn er
als bayerischer Abgeordneter zu dem Konkordat hätte Stel-
lung nehmen müssen , er da « Konkordat abgelehnt hätte , weil
«s dem Art . 10 der bayerischen Verfassung widerspreche, in
dem es eine neue Leistung dem bayerischen Staate auferlege ,
wozu eine verfassungsändernde Mehrheit erforderlich gewesen
wäre . Der Wortlaut des Konkordates stehe mit dem Wort -
laut der Reichsverfassung nicht derart in Widerspruch , daß
«in Eingreifen des Reiches aktuell wäre . Das Konkordat sei*" einem

laß geben —
wünscht, sollt aber nur so zustande kommen , daß die e,nzel -
nen Länder oder Kirchenprovinzen ihre Konkordate abschlös-

S1
und daß diese Konkordate umrankt würden von einem

antelgesetz des Reiche».
Abg . Reubauer ( K . ) lehnt das Konkordat ab, in dem er den

ersten Schritt de? Klerus sieht, wieder wie im Mittelalter
die gesamte Wissenschaft unter sein Szepter zu bekommen.

Abg. Dr . SchScking <D . ) hebt hervor , daß die Weimarer Ver -
fassung die katholische Kirche sehr gefördert habe . Die Demo -
traten müßten jedoch nicht aus gegen die Kirche gerichteten
Gedanken sich gegen das Konkordat wenden . Der Redner ist
der Ansicht, daß die Bestimmungen des Konkordates mit der
Reichsverfaffung nicht ' "

stützt sich dabei auch ai
Konkordat bestimmt , daß in den
len — und daß seien fast alle — kein Lehrer angestellt wer-
den könne, der sich nicht verpslichte , katholischen ReligionZun -
terricht zu erteilen . Das sei ein offener Hohn auf die Ver -
fassung des Reiches . Die Demokraten würden sich jedenfalls
gegen ein Reichskonkordat wenden , das dem bayerischen ähn -
liche Tendenzen enthalte (Beifall ) .

Abg. Dr . Bredt (Wirtsch. Verein . ) ist der Ansicht, daß das
Konkordat nicht gegen die Reichsverfassung verstoße . Die
Mehrheit des Volkes halte an dem Gedanken der Konfessions -
schule fest ( Lebhafter Beifall rechts).

Abg. Dr . Pfleger (Bayer . Volkspartei ) erklärt , es set nur
der Umstand , daß die konfessionelle Volksschule in Bayern
festgelegt worden sei , der die Sozialdemokraten zu ihrer Op-
Position veranlasse . Dabei sei in dieser Beziehung gegen . fru -
Her , was Bayern anbelange , durch das Konkordat garnichtZ
geändert worden .

Abg. Dr . Fritz (Volk.) meint , das Konkordat hatte vor sei-
nem Abschluß dem Reichstag vorgelegt werden müssen , weil
es der Reichsgesetzgebung anf dem Gebiete des Schulwesens
vorgreife . Ein Reichskonkordat würden die Völkischen ableh -
" °

Damit ist die Aussprache über die Interpellation beendet .
Donnerstag '2¥ > Uhr Fortsetzung des Haushalts des Innen -
Ministeriums . Schluß 8 Uhr .

Die Reichsamnestie
Wer den Inhalt der Amnestievorlage , die jetzt fertiggestellt

ist und dem Reichskabinett zur Beratung vorliegt , weiß das
T .

" folgendes mitzuteilen : Die Amnestie betrifft die Fälle
«des Hochverrats , der Geheimbündelei , ferner deS Verstoßes
gegen die §§ 7 und 8 deS Republikschutzgesetzes sowie Verstöße

Segen
tz 6 der Verordnung vom 26 . Juli 1922 . Unter die

lmnestie fallen alle Geldstrafen sowie Haft , Festung und Ge -
fängnisstrafen bis zu einem Jahre . Zuchthausstrafen sind von
der Amnestie ausgeschlossen . Die Amnestie bezieht sich als
Reichsamnestie nur auf Strafen , die von Gerichten des Rei -
che « ( Reichsgericht und Staatsgerichtshof ) ausgesprochen wor-
den sind. Versahren wegen der obenbezeichneten Delikte , die
„ och anhängig sind, werden eingestellt , wenn die Tat vor dein
1 . AuHust 1923 begangen worden ist. Dies würde insbeson -
de « die noch nicht abgeurteilten Täter des Kapp- Putsches be-
treffen . Roben die Reichsamnestie tritt eine Amnestie der
Länder . Da die Länder gemeinsam vorgehen wollen , sind
Beratungen im ReichSrat über die einheitliche Handhabung der
Anlest »« in den Ländern vorgesehen .

Ipolitiscke Neuigkeiten
Ei« Bericht des Generalagenten

Der Generalagent für die Reparationszahlungen und die
£ ÜL ^ DaweSplanes geschaffenen Kommissare und
Treuhänder haben der Reparationskommisston den Berichtüber die Ausführung des Dawesplanes in den ersten achtMonaten ihrer Tätigkeit vorgelegt .

■ . Mrd in diesem Bericht betont , daß es zu ftüh
£ei , Schlüsse über die völlige Wirksamkeit des Planes zu ziehen ,
^lnunevhiii habe seine WiMing den im ersten Stadi -mn gehegten
Erwartung entsprochen. Um das glatte Arbeiten des Planes
zu erleichtern wird m dem Bericht betont , daß duvch Abschnitt11 des Planes der erklärt , daß die Annuitätsl -eistungen eine
gesamte und ausschließliche Verpflichtung Deutschlands eut -
yailteu» endlich -Klarheit über die finanziellen Verpflichtungen
Deutschlands , und die Möglichkeit einer geschäftsmäßigen Wer-
wmmrog der SieparationStählungen -und eine systematische
Verteilung unter die Gläubigerländer geschaffen worden sei.
m ^ chlieferungen als größten Posten seien im ersten Jahre277 Millionen geleistet worden und zwar in der HauptsacheKohle , -Koks, Braunckohle und Beförderungskosten . Diese Ab-
gaben entfielen hauptsächlich auf Krankreich, Italien und
Belgien . Der nächst größte Pasten <149 Millionen ) betrifft
Zahlungen an die Besatzung . Hintsichflich der Nachlieferungen
bezeichnet der Bericht weitgehendste Vertragsfreiheit für beide
Parteien als wünschenswertes Ziel . In de>m Berichr des
Eise »baihnkomiinissars wird bemerkt, daß die Einnahmen der
Reichsbahnen in den ersten 6 Monaten ungefähr den Schät¬
zungen entsprachen. In beziig auf die kommenden Aufwer .
»» »« -»Verpflichtungen des Reiches stellt der Bericht fest, daß die
ReichSlasten in jedem Falle hinter den Reparationsverpslich -
tungen zurücktreten müsse.

Am Schluß des Berichts erklärt der Generalagent : Meies
ist erreicht, doch bleibt noch «viel zu tun übrig . Die beiden
wichtigsten Ziele, das Gleichgewicht im Reichshanshalt und die
Auifrechterhaltung der Währungsstabilität wurden erreicht.
Diese Entwicklung ermöglicht nicht nur den WiederaufbauDeutschlands, sondern auch den Europas . Zur Lösung der
schwierigen Probleme , die wei-ter verbleiben, -bedarf es wirk-
Ii.cher Führerschaft und allgemeiner Bereitwilligkeit , die Tat .
fachen so zu seihen, wie sie sind . Der Sachverständigenplanbedeutet einen internationalen Versuch aus der Grundlage
gegenseitigen Vertrauens . Bei feiner Durchführung -haben die
Alliierten und Deutschland, sowie alle befaßten Stellen int
Geiste freundschaftlichen Entgegenkommens loyal gearbeitet .Der weitere Fortschritt wird hauptsächlich ton Treu und
Glauben auf beiden Seiten abhängen .

Ein deutsch «ägyptischer Niederlassungsvertrag
Am Ib . ds . Mts . ist in Kairo der Niederlassungsvertrag

zwischen dem Reiche und Ägypten, über den länger « Zeit ver -
handelt wurde , unterzeichnet worden . Damit sind die seit
längerer Zeit schwebenden Verhandlungen , um deutschen
Reichsangehö Ligen wieder die Aufnahme einer wirtschaftlichen
Tätigkeit in Ägypten unter gesicherten VerlhÄtnissen zu er-
möglichen, zum Abschluß gelangt . Es ist Mit Genugtuung zu
begrüßen , daß sich die ägyptische Regierung bereit gefunden
hat , die deutschen Reichstangehörigen in Ägypten wieder aufdem gleichen Fuße zu b̂e.ha»ideln, wie die Angehörigen der
anderen fremden Staaten . Unsere Gerichtsbarkeit wird durch
den Wertrag in demselben Umfang wiederhergestellt , wie sie
vor dem Kriege bestand . Im übrigen ŝieht der Bertray das
freie Aufenthalts - und Niederlassungsvecht der beiderseitigen
Staatsanlge ^ rigen »im -Gebiet des anderen Vertvagsbeiles vor.
Der Vertrag wird den beiderseitige, ! Parlamenten zur Geneh¬
migung vorgelegt werden .

Im Preußischen Beamtenansschutz
wurde am Dienst , der Antr . der Soz 'ialde-mokr. auf Gewährung
einerWirtchafsbeihilfe von 100 Mark bei den WeloldungMassen
1—6 erörtert . Der Finanzmi nister Höpcker -Afchvff führte aus ,
daß die Befoldungsfroge nur im Zusammeiihang mit den,
Reiche geilöst werden könne. Insgesamt würden die Kosten der
Wirtschaftsbeihilfe im ganzen Reiche sich auf 75 Millionen
belaufen , in Preußen allein würde es sich um 16—20 Millionen
handeln . Man müsse bei Annahme des Antrags auch gleich
die Deckungssrage erledigen . Man kämme aun die Erhöhung
der Steuer , in Sonderheit der Hauszinssteuer , dann nicht
herum . — Der Ausschuß nahm einen Antrag des Zentrums
an, der jsum Ausdruck .bringt , daß Preußen die Stellung des
Reiches m der Besoldungssrage nicht billigen könne und eine
allgemeine Erhöhung der Beamtenbezüge für die wirklich not-
leidenden Besoldungsklassen fordert . Much der sozialdeanvkra»
tische Antrag aus Gewährung von Wirtschafsbeihilfen wurde
angenommen .

Ikurze Oa <Drick?ten
Der Reichspräsident empfing am Mittwoch Abordnungen

der wirtschaftlichen SpitzenverbLnde des Deutschen Industrie -
und Handelstages , des Reichslandbundes und des Handwerks .
Später empfing der Reichspräsident die Vertreter der Haupt -
aemeinschaft des Deutschen Einzelhandels . DM verschiedenen
Abordnungen übermittelten an den Reichspräsidenten ihre
Glückwünsche zu seinem Amtsantritt und legten in längeren
Ausführungen die Lage der einzelnen Zweige der deutschen
Wirtschaft dar.

Reichsminister Schiele hat sich eine Fußverletzung
mit einer Zellengewebeentzündung zugezogen . Dieser Um-
stand legt ihm unbedingte Ruhe auf . Deshalb mußte Mitt -
woch vormittag eine Ministerbesprechung , die sich mit der au -
ßenpolitischen Lage befaßte , in die Privatwohnung des Mi «
nisters verlegt werden .

Borstandssttzung der Zentrumspartei . Am 26 . Juni findet
laut „Germania " in Berlin eine Sitzung des Vorstands der
Zentrnjmspartei statt, die sich in der Hauptsache mit den Zoll -
und Aufwertungsfragen beschäftigen wird . Auch die Frage
der Regierungsumbildung in Preußen »viÄ > bei den Vera -
tu,igen eine Rolle spielen .

Deutscher Städtetag . Am 22. Juni findet in Saarbrücken
eine Sitzung des Vorstandes des Deutschen Städtetages statt .
Als wichigster Punkt der Tagesordnung ist die Erledigung der
auf dem Deutschen Städtetag in Hannover grundsätzlich be-
schlossenen Reichsstiidteordnung vorgesehen .

Der Gewerkbschaftsring deutscher Arbeiter -, Angestellten ,
und Beamtenverbände hielt Mittwoch abend in Berlin eine
Kundgebung gegen die Zollvorlage in Deutschland ab . Auch der
Deutsche Bankbeamte,werein , mit rund 64000 Mitgliedern
-hat sich dem Gewerkschaftsring jetzt angeschlossen .

Bevorstehende Trennung von Kirche und Staat in der
Tschechoslowakei. Nach einer Blättermeldung aus Prag , ar -
beitet die Regierung an eineM Gesetz, welches die voll -
ständige Trennung von Staat und Kirche in der Tschecho -
slowakei herbeiführen soll.

Gegen den chemischen Krieg . Die «Schlußsitzung der Was.senhandels -Konferenz zu Genf brachte am Mittwoch die Un.terzeichnung der Konvention und der dazugehörigen Akten,stucke, wozu zahlreiche Erklärungen gegeben wurden . Di »Konvention selber ist von den den Delegierten von 18 Staate »und das Protokoll gegen den chemischen Krieg von 27 Staatenunterzeichnet worden , worunter sich fast alle großen Staatenbefinden . Die deutsche Delegation hat vorläufig das Protokollgegen den chemischen Krieg und den Schlußakt unterzeichnet . ■
In China scheint es wieder zu einer Zuspitzung zwischendem christlichen General Feng und dem Beherrscher derMandschure , Tschang- Tso - Lin zu kommen . Feng wird schar »fer Englandfeindlichkeit beschuldigt , während Tschang erklärt,nach Peking marschieren zu wollen , um die Europäer zuschützen . Fengs Regimenter haben in Peking Verstärkungen

durch Studenten als Freiwillige erhalten .

Wadiscder Landtag
DZ . Karlsruhe , 17. Juni .

Zu Beginn der Nachmittagssitzung verlas Präsident De .Baumgartner ein Schreiben der Oberpostdirektion Karlsruh «mit einer Aufstellung von demnächstigen
Verbesserungen im Postverkehr

und Krastfahrbetrieb auf dem Lande .
Nach Eintritt in die Tagesordnung berichtete Abg . Weiß »

mann ( Soz . ) namens des Rechtspflegeausschusses über den
Antrag der Abg . Frau Straub (Dem .) und Gen . betr .

Mahnahmen gegen weitere Zunahme der Kabarette ,
Dielen , usw.

Der Ausschuß ist nach längerer Aussprache zu dem Ergebnis
gekommen , den Antrag der Abg . Straub u. Gen . zur An «
nähme zu empfehlen . Er geht dahin : Die Regierung wolle
prüfen , ob nicht durch eine schärfere Handhabung der Bedürf -
nisfrage bei Erteilung der Erlaubnis nach § 33» der Gewerbe ,
ordnung der weiteren Zunahme der Kabarette , Dielen usw .
gesteuert werden kann, und wie den in bestehenden Unter -
nehmungen dieser Art sich breit machenden Zügellosigkeitennnd Sittenwidrigkeiten entgegengewirkt werden kann.

Abg . Ziegelmaier - Oberkirch (Ztr . ) erstattete Bericht über
einen weiteren Antrag der Frau Straub betr . Änderung des

Kinderfchutzgesetzes
im Sinne einer Ausdehnung aus die Fortbildungsschulpflich »
tigen . Die Regierung teilte dem Ausschuß mit , daß eine
reichsgesetzliche Regelung in Aussicht stehe, wonach die Schutz-
bestimmungen für die Jugend eine größere Ausdehnung er-
fahren werden . Darnach soll es Jugendlichen unter 18 Iah -
ren verboten sein , Lustbarkeiten und öffentliche Schaustel -
lungen zu besuchen oder dabei mitzuwirken . Der Ausschuß
beantragte auch die Zustimmung zum zweiten Antrage .

Die Abg . Frau Straub (Dem .) gab eine ausführliche Schil -
derung der sittlichen Gefahren sür unsere Jugend , um so auf
die Berechtigung ihrer Anträge hinzuweisen .

Abg. Bock (Komm . ) wies auf die Vielgestaltigkeit der Auf -
fassungen in sittlichen Fragen hin . Er zweifelt an der
praktischen Auswirkung der Anträge .

Abg . Kühn (Ztr . ) führte aus , daß sich die Frauenabgeord -
neten ein großes Verdienst erworben hätten , indem sie die
Hand auf eine Wunde legten , die wir die sittliche Not unse -
rer Jugend nennen . Daß Mißstände bestehen, darüber könne
kein Zweifel herrschen. Es eröffne sich hier ein Arbeitsfeld
auf dem Fürsorge , Schule , Verwaltung nnd Polizei gemein - '
sam wirken müßten . Unter den Folgeerscheinungen des Krie «
ges habe die Unsittlichkeit in der Jugend außerordentlich zu-
" enommen . Die fragwürdigen Lokale feien fteilich nur ein"eilausschnitt des Gesahrenkreises . Sie polizeilich scharf un -
ter die Lupe zu nehmen , gehöre zu den vorbeugenden Maß -
nahmen , aus die wir das Hauptgewicht legen müssen . Die
bedenklichen Erscheinungen unserer Zeit fallen zum guten
Teil auch auf die Vergnügungssucht und die BerantwortungS -
lostgkeit vieler Eltern . In der Karlsruher Ausstellung sieht
der Redner eine Umstellung der Polizei im Sinne einer er»
solgreicheii Mitarbeit auf dem Gebiete der Fürsorgetätigkeit .
Was Staatspräsident Dr . Hellpach in der „Reuen Badischen
Landeszeitung " über das Kapitel der Vergnügungssucht au ?»
führte , verdiene volle Beachtung . Sie zu bekämpfen fei nötig
zur Hebung der Moral und im Interesse des Volkswohles .

Abg. Frau Richter (Dntl . )
' unterstrich nachdrücklich die

Forderung , Strauchelnde bor dem Fullen zu bewahren . Die
Männer möchten die Frauenbestrebungen mit allen « Kräften
unterstützen . Die Rednerin zog eimin scharfen Trennungs¬
strich zwischen dein reinen Frauentutn und der sittlich an »
rüchigen Weiblichkeit.

Abg. Frau Bernaus (D . Vpt .) lenkte den Blick auf das so-
ziale Elend und forderte nachhaltigen Kinderschutz, vor allein
ein Verbot der artistischen Kinderarbeit . ■

Abg . Frau Fischer (Soz . ) führt das Kinderelend im tief »
sten Grunde aus die dürftigen wirtfchaftichen Verhältnisse so
mancher Familien zurück . Eine große Rolle spiele dabei auch

Unger (Komm . ) , Frau Siebert (Ztr . ) und D . Mayer -Karls »
ruhe (Dntl .) beteiligten , entspann sich auch ein Streit um die
Zweckmäßigkeit des Familienbadens .

Die obengenannten Anträge wurden schließlich bei Stimm »
enthaltung der Kommunisten angenommen .

Abg. Frau Fischer (Soz . ) erstattete Bericht über den Antrag »
der Frau Siebert u . Gen . auf Erlassung eines

Hebammengesetzes und bis dahin Regelung der Alters -
fürsorge der Hebammen .

Abg . Frau Siebert (Ztr . ) gab dem zum dritten Male ge«
stellten Antrag eine ausführliche Begründung mit auf der!
Weg . Sie verkannte dabei nicht, daß der gesetzlichen Rege «
lung des Hebammenwesens große Schwierigkeiten entgegen¬
stehen, zumal es sich um einen freien Beruf handelt . Demi
Antrag wurde ohne weitere Debatte einmütig zugestimmt .

Es folgte der Bericht des Abg . Schrank (Landbund ) übe*
den kommunistischen Antrag betr. die Notlage der

Kleinbauern , Pächter und Siedler .
Es wird an Stelle der Versteigerung , die Verlosung von Heu «
gras und Weideplätzen gefordert , ferner statt der jährliches
Pacht eine dauernde , dazu Herabsetzung des Pachtpreises auf
die Friedenshöhe , Steuerbefreiung für die bedrängten Kleina
Pächter, Kreditbeihilfen usw . Der Ausschußantrag ging auf
Ablehnung des Antrages . Eine Eingabe des Badischen Päch »
ter » und Kleinbauernverbandes , die gleichfalls die Pachtver »
hältnisse zum Gegenstand hatte , empfahl der Ausschuß teil »
durch Übergang zur Tagesordnung , te,ls . durch Überweisung
zur Kenntnisnahme zu erledigen .

Abg . Martin ( Ztr . ) berichtete über Entschließungen der B «,
zirksaruppe Kehl des Badischen Landbundes , die , soweit fiß
die Frage des TabakzolleS und Steuerfragen betreffen , fcf ,

II



Reaierung zur Kenntnisnahme überwiesen und »m Punkte
d«r Graspachtpreise als durch die RegierungSm,tte,lung erle¬
digt erklärt werden sollen .

Um 7 Uhr wurde die Weiterberatung auf Donnerstag vor¬
mittag 8 Uhr vertagt .

*
TZ . Karlsruhe, 18. Juni 1925 .

In der heutigen Vormittagssitzung degriündete zunächst Abg.
Gätzler den vom Ausschuß abgelehnten

kommunistische« Antrag zur Pachtfrage .
Nach seiner Auffassung könne auch dieBauernkrise nur

machtpolitisch gelöst werden. Der Redner hofft auf d,e E,m -
gung der Bauern und Arbeiter . * w .Da sich niemand mehr zum Wort »neidet, erfolgt sosmt
Abstimmung- _ ^

Obiger Antrag wurde mit 36 gegen 2 stimmen oe, n
Stimmenthaltungen (Sozialdemokraten ) abgelehnt.

Die Eingabe des Bad - Pächter - und Kleinbauernverbandes
findet mit dem gleichen Stimmenverhältnis Erledigung durch
Uberweisung zur Kenntnisnahme .

Das Gssuch der Bezirksgruppe Kehl wurde mit 42 Stimmen
bei 8 Stimmenthaltungen für erledigt erklärt , soweit es sich
um die Grasversteigerungen handelt . Hinsichtlich der Punkte
Tabakzoll und Steuerfrage beschloß da« Haus Uberwe,,ung
zur Kenntnisnahme .

Es folgte die Verbescheidung von
Gesuchen.

Jenes des Verbandes bad . Fürsorgerinnen betr . das Ber .
walturigsexamen für staatlich geprüfte Sozialbeamtinnen
Wurde durch die zur kurzen Anfrage der Abg . Fischer-Karls -
ruh« betr . Ablegung der Obersekretärsprüfung durch die So -
gialbeamtinnen und Wohlsahrtspslegerinnen erfolgte Regie¬
rungserklärung vom 3. Februar d . I . für erledigt erklart . —
Eine Eingabe des Verwaltungsrats der Fürsorgekasse für Gr -
meinde - und Körperschastsbeamte betr . die Dienstverhältnisse
des Vorsitzenden des BerwaltungsratS (Berichterstatter Abg .
Ziegelmaier - Oberkirch ) hat zum Teil durch die Regierungs .
Mitteilungen an den Ausschutz Erledigung gefunden . Im üb-
rigen beschlotz das HauS Überweisung zur Kenntnisnahme .

Die Oberrheinische Gruppe des Deutschen Bundes der
Bereine für naturgemäße Lebens- und Heilweise e . V . in
Kaiserslautern und der Vereine gegen Impfzwang in Pforz -
heim waren wegen der Handhabung des JmpfgesetzeS vorstet-
lig geworden. Solange nicht die von ihnen verlangte Ge-
Wisseusklausel eingeführt sei . wünschen die Petenten die Ver-
meidung von Härten im Falle bex Bestrafung wegen Ver¬
stoßes gegen die bestehenden reichsgesetzlichen Vorschriften.

Nach dem Bericht des Abg . Wiedmann (Ztr . ) beschlotz das
HauS ohne Debatte Überweisung zur Kenntnisnahme .

Lwg . Weihmann ( Soz . ) erstattete darauf Bericht über die
Eingabe des Polizeibeamten-Berbandes Baden wegen Schaf-
fung eines Unfallfürsorge - Gesetze» für die besonderen Gefah¬
ren für Leib und Leben ausgesetzten Polizei - und Gendar¬
meriebeamten .

Das Haus stimmte ohne Aussprache dem Antrag des Aus¬
schusses zu, das Gesuch der Regierung zur Kenntnisnahme zu
überweisen .

Des weiteren beschäftigte sich der Landtag mit der Denk»
schrift über

die Laubstreunutzung in den Gemeindewaldungen,
worüber Abg Seubert (Ztr . ) berichtete. Der Antrag des
Haushaltsausschusses geht dahin : Der Landtag wolle von der
Denischrist Kenntnis nehmen und die Regierung ersuchen,
1 . mit Rücksicht auf die gerade zur Jetztzeit herrschende große
Etreunot durch alsbaldige Anordnung den streubedürftigen
Landwirten bis zur Ernte des Jahre 1925 Rechsrreu im weit-
möglichstem Umfang zur Verfügung zu stellen ; 2. auch künftig-
hin in Notjahren die Abgabe von Rechstreu aus 8 bis 19 Jahre
geschonten Beständen der Staats - und Gemeindewaldungen
zu gestatten ; 8. künftighin im Staatsvoranschlag erstmals im
Nachtrag zum Staatsvoranschlag für 1924/25 zur Einführung
der Torsstre« in kleinbäuerlichen Betrieben einen angemes-
senen Betrag einzustellen.

In der Aussprache nahm zunächst
Finanzminister Dr . Köhler

das Wort . Er dankte dem Berichterstatter für seine Darlegun -
gen und wies gleichfalls darauf hin , wie die Laubstreufrage
schon seit Jahrzehnten die Gemüter bewege . Er glaubt aber ,
daß die jetzt vorliegenden Beschlüsse des Haushaltsausschusses,die ihre Unterlagen in gründlicher Prüfung der Materie und
durch Besichtigungen im Wabde selbst gefunden haben , eine
Basis bilden, um die Laubstreufrage nunmehr in Ruhe und
in beiderseitigem Interesse der Forst - und Landwirtschaft be-
handelt werden kann.

Der Minister gab dann eine weitherzige Auslegung des Er -
lasses vom 12. Juni d. I . , auf dessen restlose Durchführungmit Nachdruck hingewirkt werde . Bon Disziplinlosigkeit der
Forstbeamten wird man umso weniger sprechen können, als
diese gerade in den letzten Jahren ein Übermaß von Arbeit
vorbildlich bewältigt haben.

Der Minister fugt hinzu , daß die Regierung bereit sei , demvom Landbund gestellten Antrag aus Streunutzung im Über-
schwemmungSgebietweitest entgegenzukommen.

Nach dieser Erklärung verzichtete Abg. Fischer̂ Meißenheimauf eine nähere Begründung ,

Aus der weiteren Debatte , an der sich die Abgeordneten
Zlegelmaier (Ztr . ) , Kurz (Soz . ), Gilßler (Komm .), Klaiber
( Landbund ) , Brixner (D . Vpt. ) , Hügle (Dem. ) , Engelhard
(Ztr .) und Friede ! (Ztr . ) beteiligten ging hervor, daß durch
die übermätzige Streunutzung da und dort dem Wald schwerer
Schaden zugefügt wurde . Ma » hat an gewissen Stellen mit
dem LaUb sogar den HumoSboden weggenommen. Der Aus-
schuß konnte bei den Besichtigungen einen erschütternden Ein-
blick in sterbende Waldbestande des badischen Un. . . . . . InterlanVes ge¬
winnen. Mit der nunmehr getroffenen Regelung erklärte man
sich im allgemeinen einverstanden . Auch wurden die Borzüge
des Torfes gegenüber der Laubstreu für den Ackerboden an -
erkannt .

Die bäuerlichen Vertreter ihrerseits betonten die Unmög-
lichkeit für die Landwirtschaft, sich in dieser Zeit der Not an-
dere Streumittel zu beschaffen . Daher sei die Staatschilfe
notwendig. In den Wäldern dürfe es so nicht mehr weiter
gehen.

Nach einem kurzen Schlußwort des Berichterstatters Abg .
Seubert , der über den Gang der Verhandlungen befriedigt ist
und sich dem Danke anschließt , den Abg. Brixner dem Forst -
meister von Schwetzingen für die mustergültige Jnstandhal -
tung des dortigen Schloßgartens gezollt hat, stimmte das Haus
einmütig den Ausschutzbeschlüssen zu .

Genehmigung fanden ferner die Antäge des Staatsministe -
riums auf sofortigen Wiederaufbau der beiden durch Feuer
zerstörten Forstwarthäuser in Blasiwald und Marxzell (Bau -
kosten 87 999 Mk. ) und alsbaldigen

Umbau des ehemaligen Garntsonlazaretts Karlsruh«
zu Wohnzwecken für Beamte (Aufwand 155 999 Mk .) .

Hierzu hatten Abg . Dr . Schoser (Ztr . ) und der Vorsitzend «
des Haushaltsausschusses Abg. Marum (Soz . ) erklärt , daß für
alle Mitglieder des Hauses im Gegensatz zur Berliner Auf.
fafsung die Rechtslage zweifelsfrei sei, d . h. idatz das Gebäude
nach den Abmachungen der Militärkonvention an den früheren
Eigentümer , also an den badischen Staat , zurückfällt. Den
Bedenken des Abg . Klaiber (Landbund) hielt der Fincmzmini -
ster entgegen, daß das Beispiel bereits gezeigt habe, datz sichin dem schön gelegenen Gebäude ganz annehmbare Wohnungen
schaffen lietzen .

Abg . Dr . Engler (Soz .) unterstützte die vorgeschlagene
Matznahme , worauf der Umbau beschlossen wurde.

Räch Erledigring einer Reihe von Gesuchen persönlicher Na-
tur trat Vertagung ein.

Nächste Sitzung unbestimmt. Schlutz gegen 12 Uhr.

Neue Eingänge im Landtag
Dem Landtag sind in der letzten Zeit zahlreiche neue Ge-

suche zugegangen. So ist die Grbäudesondersteuer Gegenstandvon Eingaben des Badischen Städteverbandes und Städtevun -
des, sowie der Handelskammer Frerburg , des Landesverban -
des der badischen Hotelindustrie, der Stadtverwaltung Ba -
den-Baden , der Wohnungsverbände Konstanz und Überlingenund einer sozialdemokratischen Gemeindevertreterkonferenz in
Heidelberg. Der Verein der badischen Höheren Beamten der
inneren Staatsverwaltung wurde wegen der Einstufung in
der Besoldungsordnung vorstellig . — Der Rektor der Frei -
buraer Universität , der Oberbürgermeister von Freiburg, be-
handeln in einer Eingabe die Klinikbaufrage. — Die Kon-
ferenz der Vorstände bad. Taubstummen -Lokalvereine wünschtdie Errichtung von Fortbildungsschulen für Taubstumme . —
Die Arbeitsgemeinschaft abgebauter Beamten und Lehrer in
Frankfurt a . M . fordert Wiedergutmachung des den Beam -
ten und Lehrern durch den zwangsweisen Abbau zugefügten
schweren Schaden. — Die Landesvereinigung bad. Lehramts -
affessoren und Referendare wollen die Umwandlung von 139
Affessorenstellen in Professorenstellen . — Der Berein badi¬
scher Staatstierärzte befaßt sich mit der Stellung der Be-
zirkStieoärzte . — Der. Verein bad. Handelslehrer wünscht ge-
rechtere Einstufung. — Der Bad . Landesverband , zur Bekämp¬
fung de Tuberkulose beschäftigt sich in seiner Eingabe mit
der Übertragung der Fürsorge an die Kreise . — Groß ist die
Zahl der Gesuche persönlicher Natur. — Der Verlag der
Münchener Drucke hat beim Badischen Landtag um Auf-
nähme einer Position in den Nachtrag zum Staatsvoran -
schlag ersucht , als weiteren Zuschuß zu dem Werke: „Die
Kultur der Abtei Reichenau " .

Der Minister des Innern hat dem Landtag eine Denk-
schrift über die Einführung der obligatorischen Hagelversichr»
rung vorgelegt .

Imrze Ogcdricdten aus Waden
* Haslach MnMtrrl ) , 16. Juni . In dem Städtchen Haslach,

dem >GeburtSort unseres berühmtein VoWsschÄMtellers Hans-
jakob, soll demnächst das SV jährige Jubiläum der freiw . Feuer ,
wehr festlich begangen werben. Bereits werden die Vorbe¬
reitungen zu dem Feste getroffen , das am 27 ., 28 . und 29. Jun <
stattfindet . Die Haslach« : find dafür bekannt, daß sie es vor-
trefflich verstehen, Feiste zu f«ievn und somit wiirb «"in Wefuch
des alten ZÄhrii ^ er- und FürjstenibeiDerstädtcheus an jenen
Tagen gewiß sehr lohnend sÄn.

Landau . 17 . Juni , über die Verhaftung d«S Bürger-
Meisters Morio von Rauschbach und seines jüngsten Sohnes ,
der von 1922 bis 1923 bei der Reichswehr diente , wurden
jetzt folgende Einzelheiten bekannt. Der junge Morio besaß
einen Revolver, wovon die Besatzungsbehörde durch Denun -

i«nen

maßregelten. Als der Vater Morio daraufhin herbeieilte,wurde er mit seinem Sohn verhaftet und beide mit Kette«
aneinander gefesselt . Der Landwirt Schorthan, der bei dem
Abtransport durch das Dorf seinem Unmut über die Denun -
?
iation Ausdruck verlieh , wurde nur mit Hemd und Hose be-
leidet, vom Platze weg verhastet, ebenso ein Verwandter deß

Bürgermeisters namens Peter Laux. Am Abend erschienen wie -
derum französische Gendarmen und verhafeten den Einwoh-
ner Martin Kruse, der am Morgen den Bürgermeister von
der Mißhandlung seines Sohnes verständigte . Kruse wurde
auf seine Bitte , einen Rock anziehen zu dürfen , von den
Gendarmen zu Boden geschlagen . Seine Frau , die ihm einen
Rock bringen wollte, wurde mit Verhaftung bedroht . Im
ganzen Bezirk herrscht große Erregung wegen dieses Borge-
hens der Gendarmen . — Nach einer Mitteilung der franzZ-
fischen Bezirksdelegation hat sich Laux im französischen Mili «
tärgefängnis Ml Landau erhängt . Wie weiter gemeldet wird,
muß Laux von den Franzosen buchstäblich in den Tod ge.
trieben worden sein, nur weil er seinem gequälten Herzen
Wer die grausame Behandlung seiner Verwandten in einer
Bemerkung Luft gemacht hatte . Es ist ausgeschlossen , daß de»
gottesfürchtige Mann selbst Hand an sich gelegt hätte , wenn
er nicht von den französischen Funktionären zur Verzweif»
lung getrieben worden wäre.

Internationale polizettecdniscbe
Ausstellung in Ikarlsrube

Besuch de« Staatspräsidenten und des badischen Landtags
Der badische Staatspräsident Dr. Hellpach und Gemahlin

besuchten heute in Begleitung von Ministerialrat Dr . Frech
die Internationale PoZizeitechnische Ausstellung. Bei der Be¬
sichtigung der jetzt wesentlich erweiterten amerikanische «
Sonderausstellung sprach der Staatspräsident dem Delegier»
ten des Reuyorker Polizeipräsidenten den Dank .und die An¬
erkennung aus für die reiche und interessante Beschickung
der Ausstellung , mit der Bitte , diesen Dank auch dem Polizei »
Präsidenten Richard E . Enright zu übermitteln .

Der badische Landtag
wird hvute nachmittag 4 Uchr die Internationale Poljzeitvch-
nische Ausstellung besichttgen und morgen Jröitag einer Ein -
ladung zum Besuch der Landwirtschaftlichen Ausstellung in
Stuttgart lFolge leisten.

Der Eintritt für die Internationale Polizeitechnische AuS»
stellung ist von Freitag , den 19. ds. Mt . ab für den allgemeinen
Bestich auf 59 Pfennig herabgesetzt worden. Die Ausstellung
ist täglich von v Uhr morgens Vis 8 Uhr abends geöffnet.

Wetternachrichtendienst der Badischen Laqdeswetterwart «
Karlsruhe vom 18 . Juni , « Uhr morgens . Die allgemein«
Wetterlage , weicht von der gestrigen wenig ab . Infolge ei»
nes Kälteeinbruchs von Norden, sind in Norddeutschländ die
Morgentemperaturen um 4—5 Grad , in Süddeutschland um
, " " Grad gefallen . Bei meist heiterem Wetter ist jedoch für
Süddeutschland tagsüber wieder langsame Erwärmung zu
erwarten . Boraussichtliche Witterung : Meist heiter, tagsüber
mäßig warm , westliche Winde.

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 190 G.
Kopenhagen 19V Kr.
Italien . . 190 L.
London - 1 Pfd.
Newyork . 1 D.
Pari » . . 190 Fr.
Schweiz . 190 Fr .
Wien 190 Schilling
Prag ^ » 190 Kr.

Zuteilung ittnflK 100 Prozmt

18 . Junt 17. Juni
C<Ik « »!<' o«n>

168.47 168 .89 168.58 168 .96
79.95 80.15 79 .58 79 .78

15.41 15 .45 16.06 16.10
20.386 20 .438 20 .377 20.429

4.19 4.21 4.19 4 .21
19 .72 19.78 20.08 20 .14
81 .42 81 .66 81 .455 81 .655
59.054 59.194 59 .057 59.197
12 .435 12 .475 12 .42 12.46

verschiedenes
Die Zeppelinexpedition nach der Arktis

Dr . Tckener traf wieder in Berlin ein, um die VerHand»
lungen mit der Internationalen Studiengefellschaft über den
Bau eines Rordpolzeppelins sortzusetzen . Dr . Eckener erklärt »
einem Mitarbeiter des „Berl . Tageblatts "

, daß unbahängig
von den Plänen der Studiengesellschaft auch die Zeppelinge-
sellschast schon seit längerer Zeit Projekte zur Erforschung der
Arktis verfolge . Dr . Eckener bezeichnet es als erfreulich, dah
Bestrebungen im Gange sind, beide Gesellschaften zu einer
groß angelegten Expedition zu vereinigen. Aus Kreisen der
Studiengesellschaft verlautet , daß auch dort die Einigungsbe-
strebungen lebhaft begrüßt werden.

Städtische Ausstellungshalle

Von Freitag , den 19. Juni ab ist der Eintrittspreis
: für den allgemeinen Besuch auf "

50 Pfennige herabgesetzt

Die Ausstellung ist täglich geöffnet von morgens
— 9 Uhr bis abends 8 Uhr —

AusgMöWe fie|e<
WM Mim im
MlitWn Storni«

Herausgegeben
und eingeleitet von

Professor Karl Diehl und
Professor Paul Mombert

Band I :
Zur Lehre vom Geld.

1 . Teil
Band II :

Der Arbeitslohn
Band III :

Bon der Grundrente
Band IV :

Wert und Preis , I . Teil
Band V »

Wert und Preis , III . Teil

Verlag G Braun , Karlsruhe ,
Karlfriedrichstraße 14.

vaditches
A^ ndescheaur

Freitag , dm 19 . Juni 1925
C 20

M verkaufte tat
KomischeOper in 3 Akten von

K Sabina
Musik von Friedrich Smetana
Musikal . Leitung : W. Schweppe
In Szene aes . von H. Bussard

Personen :
Kruschina Loichinger
Kathinka Henckel
Marie Fanz
Micha Warth
AgneS Wenzel
Wenzel Bussard
HanS Peter«
Kezal hanckc
Springer Müller
Esmeralda Zoebisch
Muff « ritzingor
Bauernmädchen Tuba «
Anfang V1/» Ende nach 1

Sperchtz I 7 .—

liainiWjMle
im KM . Konzerthaus

Freitag, den IS . Juni 1926
Th .-Gem , 4501- 6990

Mer segnet
Spiel von Hans Sachs .

Bearbeitung von Max Melk
In Szeneges . vonU . v . d. Trenck

Personen:
Adam Kloebl»
Eva Moeller
Der Herr H « |

Hierauf:

Bon Max Mell

In Szene g es, v. U. v. d. Trenck

Personen:
Großvater Hock »
Magdalm Murhamm «
Erster Mann Kreuzwg«
Zweiter Mann Trei«

Anfang 7 ' /, Ende gegen S' /, -

Parkett I 3 .80



Meiblicke Polizei
Die von der Preußischen Polizeiwoche in Frankfurt am

Main nach Karlsruhe gekommenen preußischen Polizeipräsi -
beuten, an ihrer Spitze Ministerialdirektor Dr . Abegg .Berliin,
nahmen Gelegenheit , dem von der Leiterin der Kölner
Frauenwohlfahrtspolizei Fräulein Erkens am 16. Juni im
Auftrag der Ausstellungsleitung gehaltenen Vortrag über
Weibliche Polizei anzuwohnen .

Die Rednevin ging davon aus , daß im Gegensatz zu Ame-
rika und England in Deutschland die Einrichtung einer Weib-
lichen Polizei , wie sie jetzt die Stadt Köln als erste und ein-
zige Stadt besitze, lange Zeit für eine Unmöglichkeit gehalten
wuÄde ; doch scheine nunmehr die Idee der weiblichen Polizei
mit Riesenschritten auch in Deutschland einmarschieren zuwollen. Während die bisherige Art der Bekämpfung der Pro -
stitution immer nur vom strafrechtlichen, rein polizeilichen
Standpunkt aus erfolgt sei, habe die Arbeit der Frauenwohl -
fahrtspolizei ausschließlich fürsorgerischen und deshalb vor-
beugenden Charakter . Eine erfolgreiche Bekämpfung der
Prostitution , wie sie sich heute herausgebildet habe, erfordere
ein großes Maß sozialer, wirtschaftlicher und psychologischer
Kenntnisse ; die bisherigen Methoden der Sittenpolizei führ -
ten bestenfalls zur Festnahme und Bestrafung völlig verwahr -
loster, in jede* Hinsicht eindeutig bestimmter Dirnen , ohne
den Weg zum Herzen des Menschen und darum ohne den
Weg zu finden, der allein zum Erfolg führen kann. Die Ar-
beit der Sittenpolizei erschöpfe sich in der Hauptsache darin ,mit Mitteln der Abschreckung und des Zwanges gegen den
einzelnen Menschen, der öffentlichen Ordnung und Gesund-
heit zu dienen ; die Frauenpolizei dagegen fasse bewußt vor-
beugende, schützende und heilende Maßnahmen im Interesse
des Einzelwesens ins Auge und diene damit erst mittelbar
dem Wohle der Allgemeinheit . Der Ausdruck Frauen -Wohl-
fahrts -Polizei bringe klar den Doppelcharakter dieser mit Auf-
gaben der Wohlfahrt und Polizei ausgestatteten Institution
zum Ausdruck.

Die Mittel , deren sich die Kölner Frauen -Wohlfahrts -Polizei
zur Verfolgung ihrer Ziele bediene, seien Rat . Zuspruch, Ver-
Warnung , Vorladung zur Dienststelle der Frauenwohlfahrts -
pflege, Begleitung in die angegebene Wohnuna , Vermittlungvon Obdach , Überweisung in Heime, Schutzhaft und Fest-
nähme Aufallend sei, daß von den im Jahre 1924 durch die
Frauenwohlfahrtspolizei festgenommenen Frauen u . Mädchen
42 Proz ., also fast die Hälfte , volljährig waren . Die anfangs

ehegten Befürchtungen , daß die weibliche Polizei im Stra -
.endienst eine Zunahme des Vergehens des Widerstandes ge-

gen die Staatsgetvalt zur Folge haben werde, hätten sich als
unbegründet erwiesen. Das bei aller Bestimmtheit und Ent -
Ichlossenheit im Auftreten hervortretende menschliche Empfin -
den und Verständnis hätte die HinMziehung eines unifor »
mierten Polizeibeamten in fast allen Fällen entbehrlich ge-
macht.

Sehr umstritten sei die Frage der Uniformierang der Weib-
lichen Polizeibeamten . Die Rednerin bejaht die Notwendig-
keit der Nniformierung , einmal , um nach außen hin dem in-
neren Wesen der Arbeit entsprechend zu dokumentieren , daß
man nicht kriminalistisch, sondern in jedermann erkennbarer
Weise rein präventive Arbeit leisten wolle, dann aber auch im
Interesse der Festigung und Erhöhung der Autorität der
Beamtinnen .

Im Schlußteil ihrer Ausführungen besprach Frl . ErkenS

Schaffung einer Weiblichen Kriminalpolizei , insbesondere zur
Bearbeitung der SittUchkeitsdelikte, lehnte aber entschiedendie von einzelnen Polizeiverwaltungen in Amerika eingeführte
Methode ab, Beamtinnen mit äußeren Vorzügen und guter
Kleidung auf Männerwelt provozierend wirken zu lassen , umdann das männliche Reagieren mit polizeilichen Maßnahmen ,wie sie die amerikanische Gesetzgebung kennt, zu beantworten .Die deutsche Frauenpolizei vertrete den Standpunkt , daß eS
nicht ihre wesentliche Frauenaufgabe sein könne , einen mit
feinen kriminalistischen Mitteln ausgestatteten Detektiv-Dienst
durch Methoden weiblicher Taktik und Geschicklichkeit zu un-
terstützen. Die Rednerin , der es gelungen ist , bei allen Zu -
Hörern für dieses jüngste Feld polizeilicher Betätigung das
größte Interesse zu erwecken , fand mit ihrem ausgezeichneten
Vortrag , starken, wohlverdienten Beifall .

Verkehr und Publikum
Das Berliner . Polizeipräsidium hat vor wenigen Tagen

zur besseren Regelung des Fußgängerverkehrs angeordnete
daß das Publikum in den sogenannten Verkehrsstraßen erster
Ordnung in Berlin die Fahrbahn nur an ganz bestimmten,besonders kenntlich gemachten Stellen überqueren darf , eine
Maßnahme , die schon seit langem in den automobilisierten
Großstädten Amerikas mit gutem Erfolg eingeführt ist . Das
„Berliner Tageblatt " stellt mit Genugtuung fest , daß das Ber¬
liner Publikum , soweit es nicht in glücklichem Besitz eine?
AutoS ist , diese polizeiliche Anordnung trotz der damit ver-
bundenen Unbequemlichkeiten von Anfang an in anerkennens -
werter Disziplin befolgt und damit bekundet hat , daß es der
gemeinnützigen Tätigkeit der Polizei das nötige Verständnisund Vertrauen entgegenbringt .

Leider ist die Erziehung des Publikums in dieser Hinsicht
nicht überall so weit vorgeschritten, vor allem nicht in den
Städten , deren Verkehr erst jetzt beginnt , sich zu einem groß-
städtischen zu entwickeln . Bei der Jugend tut Aufklärung über
die Gefahren des Straßenverkehrs besonders not . Die In -
ternationale Polizeitechnische Ausstellung in Karlsruhe zeigt
verschiedene Methoden, die sich vorzüglich eignen , der jugend-
lichen Einstellung und Auffassungsgabe Rechnung tragend .Ersprießliches auf diesem Gebiet zu leisten.

An erster Stelle sei das von der Polizeidirektion Mann -
heim ausgedachte Berkehrsspiel genannt , ein Würfelspiel , da ?
die jugendlichen Spieler auf verschiedenen Reisewegen ans
Ziel gelangen läßt . ES will bezwecken , der Jugend sozusagen
„spielend" die Gebote des Straßenverkehr » deutlich und auseinem bisher ungewohnten Wege vor Augen zu führen uni
einzuprägen . Dabei ist auf die tatsächlichen Verkehrsverhält
nisse der Stadt Mannheim weitgehend Rücksicht genommenworden, um so die Spieler auf die besonderen Gefahren an
diesen Stellen hinzuweisen . Es dürfte nicht schwer sein, die -
ses Spiel auch für andere Städte unter Berücksichtigung der
jeweiligen örtlichen Verhältnisse umzugestalten , so daß künf-
tighin nicht nur in Mannheim , sondern überall im Reiche
aus dem Weihnachtstisch der Kinder das Verkehrsspiel zu fin-
den sein wird.

NW ganz so originell , aber doch von großev prakKscher
Bedeutung ist das in der Abteilung der Münchener Polizei -
direktton gezeigte Verkehrsbilderbuch, eine Sammlung von
Bildern , in humorvoller , künstlerischer Darstellung , durch die
die täglich, ja stündlich begangenen typischen Fehler des Pu -

sind von lustigen Versen begleitet, die sich dem Gedächtnis
leicht einprägen , wie z . B . :

die Möglichkeiten einer Erweiterung der Frauenarbeit durch likums im Straßenverkehr demonstriert werden. Die Bilder .. ^

Ist er nicht tot am Platze geb ,Wird er vom Schutzmann aufgeschrieben.
Eine ganz besondere Bedeutung als Lehr- und Erziehung ?-

mittel verdienen Kino und Film . Der auf der Ausstellung
wiederholt zur Aufführung gelangte , auf Veranlassung der
Polizeidirektion München gefertigte „neue Berkehrsfilm 1925"
ist geradezu ein Musterbeispiel für die Wirksamkeit einer ab-
ivechflungsreichen. lebendigen Kne,rmwM«iphlschen Darstellungim Gegensatz zu der monotonen , trockenen Aufzählung der
Gebote für den Straßenverkehr .

Die Sammlung von Tätowierungen auf der
Internationalen Polizeitechnische« Ausstellung

Die Internationale Polizeitechnische Ausstellung in der
städtischen Ausstellungshalle bietet nicht nur für Fachleuteeine Fülllle von Belehrungen und Anregungen , sie zeigt auchdem Laien, wie der ständig wachsende Besuch der Ausstellung

Ausstellung aufgestellt ist . Die Sammlung soll auf die Wich»
tigkeit hinweisen, die den Tätowierungen für den Identität ?»
Nachweis, sowohl bei Lebenden als bei Verstorbenen zukommt.Wenn auch Tätowierungen nicht gerade als das charakteri¬
stische Merkmal für Verbrecher bezeichnet werden können, so
beweist doch die Statistik , daß bei einem nicht unerheblichen
Prozentsatz der Verbrecher Tätowierungen zu finden sind .Wie die zur Schau gestellten Exemplare dartun , können oftaus der Art der Tätowierung Schlüsse auf den Beruf der be-
treffenden Person gezogen weichen. Militärische Embleme.Waffen , Uniformen , Fahnen , kommen fast nur bei Soldaten

Wk . , ihre<
Geliebten usw . Eine besonders schöne Tätowierung in ge-
radezu künstlerischer. und farbenprächtiger Ausführung , die
in der Sammlung zu sehen ist, bedeckt den ganzen Rücken
ihres Trägers . Am meisten ftnden sich Tätowierungen bei
Leuten kräftig-energischer und sinnlicher Veranlagung , also
bei Mördern , Totschlägern, Einbrechern, Zuhältern usw ., fel-ten aber bei Betrügern , Einschleichen usw . Sehr treffendwurden die Tätowierungen wegen ihrer aufklärenden Bedeu-
tung als „sprechende Narben " bezeichnet .

Kückeranzeigen
Reichsfürsorgerecht. Die Fürsorgepflichtverordnung vom

13. Februar 1924 nebst den damit zusammenhängenden Ge»
setzen und Verordnungen des Reiches und der Länder , Text-
ausgäbe mit Verweisungen und Sachregister von Dr . I . Dün -
ne?, Oberregierungsrat im Reichsarbeitsministerium , VII ,
248 S . kl . Oktav. München 1925 . C . H . Beck . In Leinen 8 .50
Mark . — Die Verordnung ist das erste umfassende deutsche
Fürsorgegesetz seit mehr als 50 Jahren und bildet nunmehr
die Grundlage der gesamten deutschen öffentlichen Wohl-
fahrtspflege .

Spezial - Einrichtungen
Sicherheits -

nach dem

SÜDDEUTSCHE
Aktiengesellschaft

Telephon 4058/4059 ===== Ingenieurbüro

für

System

den Polizei -
Dienst /

TELEPHONFABRIK
vorm . J . Berliner , Mannheim

Karlsruhe Badischer Handelshof

Wir führen stets das Neueste in

Herren -

,
Domen - lind

Kinder - Corderoben
und gewähren

TelMiluMnJedermann
Anzahlung bestimmt der Käufer

Kaufhaus Badenia
G . m . b. H .

Kaiserstr . 14- a KARLSRUHE Kaiserstr . 14-a,
Straßenbahnhaltestelle Waldhornstr .

Dauervervielfältiger mit der Glasplatte

© palocjr ^ pl ^ D -ItJP .
liefert Umdrucke von Hand - und Maschinen¬
schrift , Zeichnungen , Vordrucke , Orientierungs -

Skizzen usw . == = = = =
rasch und billig in unbegrenzter Auflage und
— — lithographischer Scharfe —

Höchste Anerkennungen - Höchste Anerkennungen

Opalograph Comp . G . m . b . H .
Filiale Karlsruhe

Akademiestraße 34 Telephon 3452

Flr nur 25 Mark Anzahlung
bekommen Sie ein stabiles Damen¬
oder Herren -Fahrrad , Nähmasch ,
oder Email -Herd mit 2 Jahren
Garantie.

Gebrauchte Fahrräder , sowie sämt¬
liche Ersatzteile und Reparaturen
Istaunend billig. Die Ware wird bei
Anzahlung sofort ausgehändigt.

Fahrpad - Kunzmann , Zähringerstraße 46.

Sämtliche

Antriebs - Rollenketten
für

|

Lastkraftwagen , Automobile ,
Motor- und Fahrräder

geräuschlose Zahnketten ,
Transmissionsketten , Land- u .

Forstwirtschafts - , Industrie -,
Schiffs - und Kranketten ,

sowie

Ketten und Kettenräder
für alle Zwecke liefert prompt

Spezialkettenhaus
Fritz Hetz
Karlsruhe i . B .

Fernsprecher 2835
Vertreter und Lager an allen

größeren Plätzen
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